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20WochensinddiegrosseAusnahme
DerTabakkonzern JTImit Sitz inDagmersellen setztmit 20WochenElternzeit eine neueMarke.Die Schweiz bleibt aber imRückstand.

MaurizioMinetti

Immer mehr Grossunterneh-
men bieten ihren Angestellten
eineElternzeit an.DerAusdruck
steht eigentlich für den Vater-
schaftsurlaub, doch Firmen be-
vorzugen die Bezeichnung El-
ternzeit, umdamit zu signalisie-
ren,dass esnichtumFeriengeht
und auch die Mütter grosszügi-
gere Leistungen erhalten.

So hat die Pharmafirma
MSD, die im Kanton Luzern
rund tausendPersonenbeschäf-
tigt, im Februar dieses Jahres in
der Schweiz eine Elternzeit ein-
geführt. Allen jungen Eltern
wird ungeachtet ihres Ge-
schlechts in den ersten zwölf
Monaten nach der Geburt oder
Adoption eines Kindes die volle
Lohnzahlung füreineDauervon
16 Wochen angeboten. Beim
Pharmakonzern Johnson &
Johnson, der in Zug ebenfalls
knapp tausend Angestellte be-
schäftigt, haben Väter bereits
seit Ende 2017 bei Geburt oder
AdoptionAnspruchaufachtWo-
chenbezahlteElternzeit. Frauen
haben ab demzweitenBeschäf-
tigungsjahrAnspruchauf 18Wo-
chen. Der Pharmakonzern No-
vartis, der inRotkreuzüber400
Personenbeschäftigt, führtevor
einemJahrebenfalls eineEltern-
zeit von 18 Wochen ein. Gleich
lang dauert die Elternzeit beim
Nahrungsmittelmulti Nestlé.

Gewerkschaftsbund fordert
24WochenElternzeit
NungehtderZigarettenherstel-
ler JapanTobacco International
(JTI), der amSchweizerProduk-
tions- und Marktstandort Dag-
mersellen rund 320 Personen
beschäftigt, einenSchrittweiter.
DasUnternehmen führtAnfang
2021weltweit einevoll bezahlte
Elternzeit von 20Wochen ein –
unabhängig des Geschlechts,
der sexuellenOrientierung, und
ob die Elternschaft durch die
Geburt eines eigenen Kindes
oder durch Adoption erlangt
wurde.

JTIdürftedamit schweizweit
eine Vorreiterrolle in Sachen
Gleichstellungeinnehmen.Vol-

vo Schweiz kennt zwar 24 Wo-
chen Elternzeit, die jedoch nur
mit 80 Prozent des Lohnes ent-
schädigt wird.

«Das ist vorbildlich», freut
sich Regula Bühlmann über die
neueRegelungbei JTI.DieZen-
tralsekretärin des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes
setzt sich seit Jahren für die
Gleichstellung von Mann und
Frau ein. Der Gewerkschafts-
bund fordert allerdings eine
noch längere Elternzeit von
mindestens 24 Wochen – und
zwar zusätzlich zum Mutter-
schafts- undVaterschaftsurlaub.
«Die beiden Begriffe werden
immer wieder verwechselt»,
sagtBühlmann.Mutter- undVa-
terschaftsurlaubermöglicheden
Eltern,unmittelbarnachderGe-
burt eine Beziehung zum Kind
aufzubauen. «Die Elternzeit
hingegen ist fürdieZeitnachder
Geburt gedacht,wennesdarum

geht, dass sichdie jungeFamilie
neu organisiert. Sie soll also
unter anderemdie Chancen er-
höhen, dass sich Frauen beruf-

lichweiterentwickeln», soBühl-
mann. Wichtig sei darum, dass
Unternehmen neben der Ein-
führung der Elternzeit amMut-
terschafts- und Vaterschafts-
urlaub festhalten.«Wir sindder
Meinung, dass Mütter mindes-
tens 18 Wochen Mutterschafts-
urlaub und Väter acht Wochen
Vaterschaftsurlaub haben soll-
ten. Die 24 Wochen Elternzeit
kommen hinzu.»

Arbeitgeberverband
setzt aufFreiwilligkeit
Politischmehrheitsfähig ist die-
se Forderung derzeit nicht. Die
Meinungen gehen im politi-
schen Spektrumweit auseinan-
der – von einigen Tagen bis zu
52 Wochen Elternzeit ist die
Rede. ImSeptember stimmtdie
Schweizer Bevölkerung zu-
nächst darüber ab, obderVater-
schaftsurlaub auf zweiWochen
ausgedehntwerden soll. Auf lo-

kaler undnationalerEbenewird
ebenfalls seit geraumer Zeit
darüber debattiert. So hat die
SP des Kantons Luzern letztes
Jahr eine Initiative lanciert, die
18 Wochen Elternzeit vorsieht.
Man wolle diese Initiative nun
mit den nationalen Bestrebun-
gen abstimmen, heisst es bei
der SP auf Anfrage. Regula
Bühlmann begrüsst zwar eige-
ne Initiativen der Unterneh-
men, es braucht ihrer Meinung
nachaber eineRegelungundFi-
nanzierung durch den Staat.
«Nur so kann gewährleistet
werden, dass nicht nur Mit-
arbeitendevonGrosskonzernen
Elternzeit beziehen können,
sondern auch Angestellte klei-
nerer Firmen.»

Anders sieht es der Schwei-
zerische Arbeitgeberverband,
der firmeneigeneLösungenbe-
vorzugt. Die Coronapandemie
hat diese Position nun noch ge-

festigt: «Wegen der Coronakri-
se müssen wir den Gürtel bei
den Sozialwerkenwieder enger
schnallen und uns auf das Not-
wendige besinnen», sagt Ge-
schäftsleitungsmitglied Fredy
Greuter. Damit habe ein «ge-
setzlich verordneter, abgaben-
finanzierter Vaterschaftsurlaub
definitiv keinen Platzmehr».

Eskannauch zuviel
Elternzeit sein
Zur Frage, ob Elternzeit vom
Staat vorgegeben werden soll
oder die Arbeitgeber frei
darüber entscheiden sollen, hat
Lucia M. Lanfranconi eine kla-
reMeinung.DieProfessorin am
Departement SozialeArbeit der
Hochschule Luzern forscht seit
Jahren zumThema«Vereinbar-
keit und Gleichstellung». In
ihrer bereits vor sechs Jahren
veröffentlichten Doktorarbeit
ist sie zum Schluss gekommen:
«Die Freiwilligkeit reicht nicht,
um Elternzeit flächendeckend
einzuführen. Für eine grössere
Wirkung braucht es staatliche
Lösungen.»Die Schweiz sei be-
züglich Elternzeit im europäi-
schen Vergleich im Rückstand,
sagt die Soziologin. So gelte
etwa inDeutschlandundÖster-
reich eine Elternzeit von bis zu
drei Jahren.

Lanfranconi betont aber,
dass zu viel Elternzeit auch ne-
gative Auswirkungen auf die
Gleichstellung haben kann:
«Wenn eine Frau innert kurzer
ZeitmehrmalsMutterwird und
nur sie die Elternzeit bezieht
statt ihr Partner, dann ist sie
unter Umständen jahrelang
weg vom Arbeitsmarkt.»
Schweden etwa kenne einen
flexiblen, relativ gut bezahlten
Urlaub von gut einem Jahr, wo-
von der Vater mindestens drei
Monate beziehen müsse, an-
sonsten verfalle der Anspruch.
Lanfranconi plädiert deshalb,
mit Blick auf die internationale
Forschung, für eine gut bezahl-
te Elternzeit von einem halben
Jahr bis zu einem Jahr. «Wichtig
ist, dass diese Zeit möglichst
auf beide Elternteile aufgeteilt
werdenmuss.»

Die Elternzeit soll die Chancen erhöhen, dass sich Frauen beruflich weiterentwickeln. Bild: Getty

«DieFreiwilligkeit
reichtnicht. Füreine
grössereWirkung
brauchtes staatliche
Lösungen.»

LuciaM.Lanfranconi
Professorin amDepartement
Soziale Arbeit der
Hochschule Luzern

SBB-Cargo-ChefinwillmehrRentabilität
Die Coronakrise erhöht den finanziellenDruck auf SBBCargo. Désirée Baer, seit März
Chefin der SBB-Tochter, will die Firma nunwieder auf Vordermann bringen.

DieneueChefinvonSBBCargo
will dasRadnicht neu erfinden.
Erst recht nicht, nachdem sie
mitten in der Coronakrise ihre
Arbeit beim seit Jahren kriseln-
denLogistikunternehmenange-
treten hat. Das machte Désirée
Baer imBahnhofbuffet inOlten
an ihrer 100-Tage-Bilanz deut-
lich. Die Coronakrise hinterlas-
se zwar«finanzielle Spurenund
führte zuVerkehrseinbrüchen»,
liessen die SBB gestern in einer
Mitteilung verlauten.

DennochwerdedasTochter-
unternehmenSBBCargoweiter
daran arbeiten, die Eigenwirt-
schaftlichkeit zuerreichen.Dies
sei in den letzten Jahren trotz

grosserAnstrengungennichtge-
lungen, heisst es in der Mittei-
lung weiter. Der Güterverkehr
bleibt zentral, doch sollen die
Flexibilität undRentabilität des
Unternehmens erhöht werden.

GrünesLicht für
Beteiligungen
Baer hat dafür verschiedene
Strategien. Sie will stärker auf
Kundenbedürfnisse eingehen
und das Transportnetz gemäss
denAnforderungendesMarktes
«kontinuierlich optimieren».
Zudem soll zu Gunsten eines
kulturellen Wandels das unter-
nehmerischeDenkenundHan-
deln der Mitarbeitenden von

SBBCargogestärktwerden.Ziel
der bereits von Désirée Baers
Vorgängern initiierten Sanie-
rung ist es also, dieKostendurch
einfache Prozesse und Struktu-
renweiter zu senken.

Baer hofft, dies auch durch
die Partnerschaft mit Swiss
Combi zu erreichen. Im März
hatte dieWettbewerbskommis-
sion (Weko) die Beteiligung an
SBB Cargo via Swiss Combi
durch die Logistikfirmen Plan-
zer,CamionTransport,Bertschi
sowie Galliker aus Altishofen
geprüft und bewilligt. Planzer
und Camion Transport sowie
die beiden zu 10 Prozent betei-
ligten Juniorpartner Galliker

und Bertschi wollen mit ihrer
Beteiligung ihre Logistikkennt-
nisse einbringen.

Die Betriebswirtschafterin
Désirée Baer folgte auf Nicolas
Perrin, dernachzwölf Jahrenals
CEO von SBBCargo und insge-
samt32 Jahrenbei denSBBsein
Amt abgab. Perrin wechselte in
den Verwaltungsrat von SBB
Cargo und ist zudem vom Bun-
desrat indenVerwaltungsratder
neuen Ruag-Sparte MRO
Schweiz berufen worden. Baer
war vor dem Chefposten bei
SBB Cargo seit 2017 Chefin der
SecuritransPublicTransport Se-
curity mit knapp tausend Mit-
arbeitenden. (sat/gb/mim)

InfinigateaufWachstumskurs
Rotkreuz Die Infinigate-Grup-
pe mit Hauptsitz in Rotkreuz
konntedenUmsatz imabgelau-
fenenGeschäftsjahr um 11 Pro-
zent auf 570 Millionen Euro
(604 Millionen Franken) stei-
gern.Wie das europaweit tätige
IT-Unternehmen mitteilt, war
das am 31. März abgelaufene
Geschäftsjahr das vierzehnte
Rekordjahr in Folge. Durch das
starkeorganischeWachstumso-
wie vereinzelter Zukäufe habe
sich die Gruppe über das letzte
Jahrzehnt zu Europas führen-
demDistributorenmitFokusauf
Cyber Security entwickelt. Das
Unternehmen will nun zeitnah
die Umsatzschwelle von einer
MilliardeEuro erreichen, heisst
es in derMitteilung.

Infinigate wurde 1996 als
erster europäischer Distributor
für Internet-Technologien ge-

gründet. Heute ist die Gruppe
mit rund450Mitarbeitenden in
elf Ländern Europas mit eige-
nenNiederlassungenvertreten.

Belegschaft in Zug
ist grösser geworden
AmHauptsitz inRotkreuzarbei-
ten zehn Personen in der Hol-
ding.Die InfinigateSchweizAG,
die für das lokale Schweizer
Geschäft zuständig ist, beschäf-
tigt weitere rund 50 Personen,
erklärt das Unternehmen.
Die Zuger Belegschaft wuchs
letztes Jahr durch den Kauf der
Netpoint AG aus Zug um neun
Personen. Die Netpoint-Ange-
stellten sollen im Laufe des
Sommers in die Büros in Rot-
kreuz zügeln und in die Infini-
gate Schweiz AG integriert
werden, erklärt Gruppen-CEO
Klaus Schlichtherle. (mim)
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